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Bezugnehmend auf Ihr E-Mail vom 13.08.2014 teilen wir Ihnen mit, dass Strafverfügungen, Anonymverfügungen und Organstrafverfügungen im Verwaltungsstrafgesetz als abgekürzte Verfahren angesehen werden. Dass bedeutet, dass kein Ermittlungsverfahren der Behörde vor der Einhebung des Strafbetrages geführt wird.

Anonymverfügungen (§ 49a Verwaltungsstrafgesetz – VStG) sind strikt von Organstrafverfügungen gemäß § 50 VStG zu unterscheiden. Letztere ermächtigen Organe der öffentlichen Aufsicht dazu, wegen bestimmter Verwaltungsübertretungen (unmittelbar) Geldstrafen einzuheben. Dazu ist jedoch anzumerken, dass es im Ermessen des Polizeiorganes liegt, ob eine Organstrafverfügung ausgestellt oder eine behördliche Anzeige erstattet wird. Ohne Anhaltung eines Fahrzeuglenkers ist jedoch die Verhängung einer Organstrafverfügung nicht möglich.

Die Strafbeträge wurden vom Gesetzgeber festgelegt. Bezüglich Organstrafverfügungen sind die Strafhöhen in der Ermächtigungsurkunde verankert.

Ohne Anhaltung eines Fahrzeuglenkers ist jedoch die Verhängung einer Organstrafverfügung nicht möglich. Eine Anonymverfügung kann jedenfalls in Ansehung der Strafhöhe als die zweitmildeste Strafform betrachtet werden.

Gegen Anonymverfügungen sind gemäß § 49a Absatz 6 des Verwaltungsstrafgesetzes keine Rechtsmittel zulässig. Bei Einzahlung können Sie eine einschlägige Vormerkung vermeiden, welche ansonsten im Falle einer weiteren Übertretung erschwerend gewertet werden würde.

Sie haben andererseits auch die Möglichkeit, bewusst keine Einzahlung vorzunehmen; in der Folge wird vom zuständigen Polizeikommissariat das verwaltungsstrafrechtliche (ordentliche) Verfahren eingeleitet. 

In diesem Verfahren haben Sie sodann unter anderem die Möglichkeit, bei grundsätzlicher Anerkennung der begangenen Übertretung auf Grund Ihrer Einkommensverhältnisse eine Herabsetzung der Strafhöhe zu beantragen. 

Weiters sind im Verfahren natürlich auch grundsätzliche Einwendungen zur Ihnen angelasteten Übertretung möglich.

Zusammenfassend sei nochmals hervorgehoben, dass es gegen Anonymverfügungen kein Rechtsmittel gibt. 
Zur Frage warum für die angeführten abgekürzten Verfahren unterschiedliche Strafbeträge gesetzlich verankert wurden, kann seitens der Wiener Polizei nicht beantwortet werden.
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